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Ursachen und Probleme 
inflationistischer Preissteigerungen im Iran

Br. A. Ghaniej||Ghaussy, Hamburg

Eines der Hauptprobleme der iranisdien Entwick­
lungspolitik ist das Problem der inflationistischen 
Preissteigerungen. Im folgenden sollen nach einem 

Überblick über die langfristige Entwicklung des Preis­
niveaus die Ursachen der inflationistischen Preissteige­
rungen, ih re Folgen und schließlich die Probleme ihrer 
Bekämpfung untersucht werden.

D ie lan g fris tige  E ntw icklung des Preisniveaus

Betrachten w ir die Entwicklung der Indices der Lebens­
haltungskosten und der Großhandelspreise des Iran 
in  den letzten 20 Jahren, so stellen wir eine bem er­
kensw erte Zunahme fest, die w eit stärker w ar als die 
Entwicklung des Volkseinkommens. Nachdem schon 
vor dem Beginn des Krieges die Steigerung der 
Lebenshaltungskosten merklich die Wirtsdiaftsentwick- 
lung Irans im Sinne einer Verschlechterang des Pro- 
Kopf-Einkommens belastet hatte, nahm sie in den 
K riegsjahren ein beachtliches Ausmaß an.

Entwicklung der Indices der Lebenshaltungskosten 
und der Großhandelspreise

(BasU 1936/37 =  100)

J a h r  1) Index  d er Lebens­
haltungskosten  *)

Index der Groß­
handelspreise 5)

1941/42 243 223
1942/43 476 431
1943/44 1 003 647
1944/45 1 030 667
1945/46 828 640
1946/47 780 597

- 1947/48 832 669
1948/49 925 721
1949/50 946 624 .
1950/51 784 590
1951/52 849 631
1952/53 909 671
1953/54 992 857
1954/55 1 151 950
1955/56 1 171 916
1956/57 1 273 987
1957/58 1 329 968
1958/59 1 343 957
1959/60 1 484 996
1960/61 *) 1 557 1 064

») Das jew eilige  J a h r  beginnt am  21. M ärz. *) Unter dem  Index 
der Lebenshaltungskosten  sind  d ie Indices der Lebensmittel, M iete, 
B rennstoffe -und Lidit sowie B ekleidung zusammengefaßt. Diese 
Ind ices w erden  e rm itte lt aus den durdxsdinittlidien Lebenshal­
tungskosten  der S täd te  Teheran, Isfahan, Täbriz, Hramedan, 
Masdiiad, R asdil und K erm ansdiah. ®) N ur für Teheran. ‘) März 
b is  Jun i.
Q u e l l e ;  Bank M elli Iran  Buelletin, Teheran, Nr. 222, 1961.

H atte die Zunahme der Lebenshaltungskosten von 
1936 bis März 1941 noch jährlich 19,4 Vo betragen, so 
w ar die jährliche Steigerungsrate in der Periode 1936 
bis 1945/46 26,5 Vo, Berücksichtigt man nur die Kriegs­
jahre, so ist die durchschnittliche jährliche Steige­
rungsrate sogar noch wesentlich höher. Eine ähnliche 
Tendenz läßt sich auch für die Steigerungsrate der 
Großhandelspreise feststellen. Sie betrug für die Zeit 
von 1936/37 bis 1941/42 jährlich 17,2 “/o. Schließt man 
auch die K riegsjahre ein, so ergibt sidi eine Steige­
rungsrate der Großhandelspreise von durchschnittlich 
jährlich 25,4 Vo.

Die außergewöhnlich starke Preissteigerung in den 
K riegsjahren (1941—1945) hängt mit der Besetzung 
Irans durch die A lliierten zusammen. Mit der Beset­
zung erhöhte sich nämlich auf der einen Seite der 
Bedarf an Lebensmitteln und Rohstoffen, auf der ande­
ren Seite erhöhte sich aber auch durch neue Beschäfti­
gungsmöglichkeiten das Geldeinkommen der Bevöl­
kerung. Der gestiegenen Gesamtnachfrage stand aber 
kein genügendes W arenangebot gegenüber. Das 
knappe Angebot an W aren löste eine W elle von 
Spekulationskäufen d er Privaten und Unternehmun­
gen aus, die ihrerseits die Preissteigerung nur ver­
stärkten. Als nun die Regierung als Gegenmaßnahme 
Rationierungen einführte, setzte eine Bodenspekula­
tion und eine Flucht in die Sachwerte ein; für den 
ohnehin schon knappen Boden setzten Preissteigerun­
gen ungewöhnlichen Ausmaßes ein.

Diese sehr gefährliche Preissteigerung wurde noch 
verstärk t durch die Vermehrimg der Bevölkerung, 
durch den Flüchtlingsstrom sowie durch W arenliefe­
rungen an die sowjetische und britische Besatzungs­
armee. Einen erheblichen Anteil an dieser Entwicklung 
hatten  die Geldforderungen d er Alliierten, die Mittel 
zur Deckung ihrer m ilitärisdien Ausgaben benötigten. 
Da nämlich die Beschaffung dieser M ittel im  W ege 
der Besteuerung nicht möglich erschien, sah sich die 
N ationalbank veranlaßt, neues Geld auszugeben, um 
einerseits den Forderungen der A lliierten entspre­
chen zu können, andererseits aber auch die Defizite 
des Staates zu decken. ‘)

Die ungewöhnliche Preissteigerung während der Jahre 
des zweiten W eltkrieges muß als ein anomaler Zu­
stand betrachtet werden, der übrigens nicht allein für 
die W irtschaft Irans charakteristisdi war, sondern für 
alle Länder des Nahen Ostens. Schließt, man in  diese 
Betrachtung die Nachkriegsjahre (bis 1960/61) mit ein, 
so stellt man folgendes fest:

Die Lebenshaltungskosten haben sich bis 1960 gegen­
über 1936/37 (=  100) insgesamt verfünfzehnfacht (tat­
sächliche jährliche Steigerungsrate von -12,1 Vo), w;öbei 
innerhalb des Gesamtindex die Preissteigerung für die 
Mieten auffallend hoch war. Sie stiegen bis 1960/61 
auf das 36fache. Diese Tatsache ist daraus zu erklären, 
daß einerseits das Bauland wegen der Spekulation als 
w ertbeständige Anlage für städtische W ohnungen 
knapper wurde, andererseits aber d ie  Landflucht bei 
wachsender Bevölfcerungsvermehrung zunahm. Aber 
auch die Preissteigerung für Lebensmittel w ar auffal­
lend hoch, was dam it begründet w erden kann, daß 
die landwirtschaftliche Produktion m it dem Bevölke­
rungswachstum und der steigenden Lebensmittelnach­
frage nicht Schritt halten konnte.

*) Vgl. h ierzu A . A d 1 i : „A ußenhandel und A ußenw irtsdiafts- 
politik  Irans", Berlin 1960, S. 55.
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Im V ergleidi zum Index der Lebenshaltungskosten ist 
der Index der Großhandelspreise weniger stark ge­
stiegen. Die jährlid ie Steigerungsrate betrug von 
1936/37 bis 1960/61 ca. 10,3 “/o. Diese relativ geringere 
Steigerungsrate der Großhandelspreise erklärt sidi aus 
der untersdiiedlidien Zusammensetzung der W aren­
körbe. W ährend z. B. im Gesamtindex der Lebenshal­
tungskosten lebenswiditige und preisempfindlidie 
W aren hauptsächlidi der einheimischen Produktion zu­
sammengefaßt sind (Lebensmittel, Mieten, Brennstoffe, 
Lidit und Bekleidung), umfaßt der Gesamtindex für 
Großhandelspreise vornehm lidi die Importgüter, deren 
Preise relativ  stabil blieben. Aus diesem Grunde 
konnte in dem Gesamtindex der Großhandelspreise der 
sta rke Preisanstieg der einheimisdien Produktion, z. B. 
bei Nahrungsmitteln Und Baumaterial, vor allem 
wegen der statistisdien Durdisdinittsbildung nidit 
siditbar werden. Innerhalb des Rohstoffindex ist die 
Preissteigerung für Baumaterial durch die steigende 
Bautätigkeit im Zuge der Entwidclungsplanung zu er­
klären, Die Preise für andere Rohstoffe sind zwar 
absolut beaditlidi gestiegen, relativ  jedodi n id it so 
stark.

D ie Ursachen 
d er  inflationistischen P reissteigerungen

Man neigt dazu, die Entwicklungsländer als unterbe- 
sdiäftigt im Keynesianisdien Sinne anzusehen. Damit 
wäre auch eine expansive Geldpolitik für die Stabilität 
des Preisniveaus ohne große Gefahr. In Indien hat z. B. 
die Vermehrung der Geldmenge und die Defizitpolitik 
des Staates tatsädilid i zu einer nennenswerten Aus­
dehnung der Produktion geführt, ohne daß gefährliche 
Preissteigerungen eingetreten wären. In anderen Ent­
wicklungsländern jedodi, wie audi im Iran, sind die 
V erhältnisse anders. Zwar existiert im Iran — wie 
audi in Indien — eine verkappte Arbeitslosigkeit, 
zwar gibt es hier reidie Rohstoffvorkommen, daraus 
darf aber nidit gesdilossen werden, daß eine Geld- 
vefm ehrung zwangsläufig audi zu einer entspredien­
den Gütervermehrung führen muß. In einer Engpaß- 
wirtsdiaft, wie sie die iranisdie Volkswirtsdiaft dar­
stellt, führen ’Investitionen — falls soldie überhaupt 
durdi Vergrößerung der Geldmenge induziert wer­
den — zur Ausdehnung der Kapazität lediglidi in 
Teilbereidien. Der Vermehrung der Geldmenge, die 
mehr oder weniger in der gesamten V olkswirtsdiaft 
w irkt, steht also eine Steigerung der Güterproduktion 
nur in einem Teil der W irtsdiaft gegenüber.

Entwiddung des Geldvolumens
(in M rd. Rials)

J a h r Sidit-
depositen

N oten u. M ün­
zen im Umlauf

Gesam tgeld-
m enge

1951/52 7,14 6,27 13,41
1952/53 8,07 7,32 15,39
1953/54 10,69 9,37 20,06
1954/55 11.85 9,77 21,63
1955/56 13,06 10,01 23,07
1956/57 15.87 10,57 26,44
1957/58 19,71 11,67 31,38
1958/59 25,66 13,24 38,91
1959/60 25,61 12,31 37,92

M ärz-M ai 1961 33,43 14,59 48,03

V ergleidit man die Vermehrung der Geldmenge mit 
der W adistum srate des Nettosozialprodukts zu Faktor­
kosten (Volkseinkommen) 1954 und in den darauf­
folgenden Jahren (wo sidi die Verhältnisse im Iran 
nadi der in diesem Jahr aufgetretenen politisdien 
Krise w ieder stabilisiert hatten), so stellt man eine 
erhebliche Diskrepanz fest. Einer Steigerungsrate der 
Geldmenge von jährlid i etwa 12 Vo steht eine jährliche 
W achstumsrate des Volkseinkommens (in jeweiligen 
Preisen) um 5 Vo gegenüber. ®) Diese untersdiiedlidie 
Entwidclung ist die Folge versdiiedener Faktoren, von 
denen w ir die w iditigsten betraditen  wOllen.

B u dgetpo litik  und K red itp o litik

Die d e f i z i t ä r e  B u d g e t p o l i t i k  hat zu einer 
Versdiuldung des Staates bei der Bank Melli (Zentral­
bank) geführt, die sich durchschnittlich auf etwa 
20 Mrd. Rials belief. Im Jahre 1959 betrug die V er­
schuldung sogar über 27 Mrd. Rials. Eine solche 
Budgetpolitik w ar zur Durchführung der iranischen 
Entwicklungspläne (erster und zweiter Siebenjahres­
plan) sicherlich notwendig. Neuerdings aber ist sich 
die iranische Regierung der ungeheuer großen infla­
tionistischen Gefahren bewußt geworden und hat 
Stabilisierungsmaßnahmen (insbesondere K reditrestrik­
tionen) und die Beseitigung der Defizite vorge­
schlagen. ®)

Entwicklung der Haushaltsvoranschläge 
(in M rd. Rials)

Ja h r ' E innahm en )̂ j A usgaben i) Defizit

1947/48 5,5 8,0 2,5
1949/50 7,7 10,6 2,9
1950/51 6,5 , 10,8 4,3
1951/52 9,9 13,5 4,4
1952/53 11,9 12,4 1.5
1953/54 10,4 10,5 2,1
1954/55 10,1 12,3 2,3
1955/56 12,1 14,8 2,7
1956/57 15,8 19,7 3,9
1957/58 20,9 20,9 _
1958/59 57,9 59,1 1,4
1959/60 63,4 64,5 0,1
1960/61 82,2 83,1 0.9
1961/62 91,0

)̂ E insdiließlidi der s taa tlid ien  Industrien  und B ergbauunterneh- 
mungen.
Q u e l l e :  Bank M elli Iran  Bulletin, T eheran  1949/50 u. folgende.

Die expansive Budgetpolitik w urde unterstützt durch 
eine P o l i t i k  d e s  b i l l i g e n  G e l d e s ,  also 
durdi die Gewährung billiger Kredite an private In­
vestoren. Im Gegensatz zu den Krediten der privaten 
Kapitalleiher, die einen Bazarzins von 20—35 Vo forder­

Q u e l l e :  Bank M elli Iran  BulleHn, N r. 222, T eheran 1960.

2} N adi A ngaben von E l m  betrug  die W adistum srate  des V olks­
einkom m ens von  1949 bis 1954 4 ®/o und von 1955 bis 1959 5 ®/#. 
Zieht man h iervon die W adistum srate  der Bevölkerung von 2,5 ®/o 
ab, so e rhä lt m an eine W adistum srate  des Volkseinkom m ens von 
led ig lid i 2 bis 2,5 ®/o („Die w irtsd iaftlid ie  Entwidtlung Irans von 
1949 bis 1959", in: Der V olksw irt, Sonderausgabe: D eutsdie W irt- 
sd iaftsbeziehung zum Iran , S. 23). In  diesem  Zusam m enhang muß 
erw ähnt w erden, daß es im Iran  keine genauen A ngaben über die 
Ind ices der W ertsd iöpfung gibt. Die Zahlen über d ie Entstehung 
und  Entwidclung des Volkseinkom m ens w erden gesdiätz t. Die 
A ngaben über das Volkseinkom m en im Iran  sind daher sehr 
ungenau; bestim m te Leistungen, ja  sogar bestim m te Bereidie sind 
statistisch n id it erfaßt. Ebenso gibt es keine genauen A ngaben über 
V orleistungen, A bsdireibungen, z. T. nod i n ld it einm al über in ­
d irek te  S teuern.
®) Das Ziel eines B udgetausgleidis w urde aber im m er w ieder 
w egen der po litisd i notw endig gew ordenen Erhöhung der A us­
gaben exsdiw ert.
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ten*), gew ährte die Bank Melli den Privatinvestoren 
für die Durdiführung ihrer Industrieprojekte Kredite 
zu 4—6 “/o Zinsen. ®) Diese Bankpolitik löste eine Inve­
stitionstätigkeit des privaten  Sektors aus; im V ergleidi 
zu den vorhergehenden Jahren wudis das Volumen 
der p rivaten  Investitionen um das Doppeltes W ährend 
vom Kriegsende bis 1957 das gesamte Investitions­
volumen jährlid i durdisdinittlidi kaum 50 Mill. $ be­
tragen hatte, beliefen sidi die Investitionen ab 1957 
auf m ehr als 110 Mill. $ im Jahr.

Daneben hatte  die Regierung durch andere fiskalisdie 
M aßnahmen und Zollerleiditerungen die private Inve­
stitionstätigkeit stark  angeregt. Allerdings konnte da­
du rd i die W arenproduktion nidit in dem Maße erhöht 
werden, in dem die m onetäre Nadifrage kurzfristig 
gestiegen war. Die Folgen w aren Preissteigerungen 
imd eine Zunahme der Importe.

A u fw en du n gen  fü r  Eniwicklungivorhaben

Ein w eiterer Grund für die Preissteigerungen im Iran 
sind die steigenden A u s g a b e n  d e r P l a n u n g s -  
o r g a n i s a t i o n ,  du rd i die die wirtsdiaftlidie Ent­
widclung des Landes forciert werden sollte. Der Iran 
ha tte  erstm als im Jahre  1949 einen Siebenjahresplan 
äusgearbeitet, d e r Ausgaben in Höhe von etwa 
656 Mill. $ vorsah. Dieser Plan konnte jedodi wegen 
der politisdien Krise w ährend der folgenden Jahre 
n id it realisiert werden, da die Erdöleinnahmen, die 
etw a 40 Vo  der Planausgaben dedien sollten, ausfielen. 
Ferner w urde die in dem Plan eingesetzte Anleihe 
der W eltbank (etwa 32 "/o der Planausgaben) nidit 
gewährt, so daß praktisd i der gesamte erste Sieben­
jahresp lan  ein Fehlsdilag war. Erst mit der Normali­
sierung der politisdien und wirtsdiaftlidien V erhält­
nisse nadi 1954 konnte der Siebenjahresplan endgültig 
fixiert werden.

Der zweite Plan gilt für die Jah re  1956 bis 1962. Die 
vorgesehenen Gesamtausgaben der Planungsorganisa­
tion sollten dabei 1,12 Mrd. $ betragen, die w ie folgt 
aufgeteilt wurden®):

Landw irtsdiaft 26,0 “/»
V erkehr und Nachrichten 32,6 Vo
Industrie und Bergbau 15,1 “/•
Soziale E inriditungen ' 26,3 V»

Die Finanzierung dieses Planes sollte zu 80“/» aus den 
iranischen Öleinnahmen gededct werden. Später wurde 
festgestellt, daß infolge höherer Kosten die Summe 
von 1,12 Mrd. $ nicht ausreicäite, um die Planziele zu 
realisieren, so daß die Plansumme auf 1,47 Mrd. $ er­
höht w eiden mußte. Da der Staat aber durch zuneh-

ln  den  m eisten  Fällen  w aren  dies KonsTimtivkredite, die die 
P roduktion  nicht nennensw ert e rw eitern  konnten. Sie d ienten  v ie l­
m ehr der P rofitste igerung der p riva ten  Kapitalgeber. Eine so ldie 
Erscheinung, d ie übrigens für v ie le  Entwicklungsländer typisch ist, 
w ird  vo n  S c h i l l e r  m it Recht als .Basarkapitalism us“ bezeich­
ne t (vgl. K. S c h i l l e r :  „Zur W adistam spioblem atik d e r  Ent­
w ick lungsländer“, Kiel 1960, S. 19).
®) Für die G ew ährung solcher Kredite standen neben den durch 
staatliche Banken gebillig ten  M itteln  zusätzlich etwa 7 M rd. Rials, 
d ie durch d ie W ährungsabw ertung im Jah re  1957 freigesetzt w or­
den  w aren , für P rivatinvestitionen  zur VerfügTing. Von der Hälfte 
d e r  fü r d ie industrie lle  Entwicklung zur Verfügung stehenden 
K red ite  e rh ie lten  d ie T extilindustrie  32 Vo, die Zuckerindustrie 
25 Vo. die C hem ikalien- und  A rzneim ittelindustrie 12,5 •/• und die 
B auindustrie  7 •/« (vgl. E l m :  a. a. O ., S. 20),
•) V gl. .T b e  P lan  O rganization  of Iran “, Teheran 1958, S. 8.

mende Defizitfinanzierung in den laufenden Planjahren 
einen zunehmenden Anteil der Erdöleinnahmen be­
anspruchte und der Planungsorganisation nur 50 Vo 
der Erlöse sta tt wie vorgesehen 80 Vo überließ, mußten 
die Planausgaben wiederum auf 1,16 Mrd. $ reduziert 
werden. ,Die Planungsorganisation mußte daher zur 
Deckung des restlichen Devisenbedarfs Anleihen der 
W eltbank und des IDF (International Development 
Fund) in Anspruch nehmen. Für die Rialausgaben 
m ußte die Bank Melli Iran beansprudit werden, wo­
durch — zusammen mit der Defizitfinanzierung des 
Staates — die Geldschöpfung verstärk t wurde.

W ie die Aufteilung der Planausgaben zeigt, w urde das 
Sdiwergewicht der Planung auf die Entwicklung des 
V erkehrssektors und der Landwirtschaft (insbesondere 
handelt es sich hier um Irrigationsprojekte) gelegt. 
Mit der Erriditung von Staudämmen sollte einmal das 
brachliegende Land bew ässert werden, zum anderen 
sollte die für die Industrialisierung notwendige elek­
trische Energie produziert werden können.

Gerade diese A rt von Investitionen kann aber auf 
kurze Sicht nicht nennensw ert zu einer Steigerung der 
Produktion führen, da die Vollendung eines Stauwer­
kes und eines Kraftwerkes (bzw. die Fertigstellung 
von Straßen) längere Zeit beansprucht, zumal wenn 
die M aterialien aus W esteuropa und den USA einge­
führt werden müssen. Kurzfristig kommt es deshalb 
zur Engpaßsituation, d ie  m it einer anomalen Preis­
steigerung verbunden ist. Langfristig kann jedoch die 
positive W irkung solcher Investitionen für die Ein­
kommensbildung nicht hoch genug eingeschätzt w er­
den, denn erst hierdurch wird eine spätere Ausweitung 
der Produktion auf breiter Basis möglich. ’) Aus die­
sem Grunde wird auch in dem neuen Fünf jahresplan, 
der ab 1962 anlaufen soll, diesen Sektoren d ie Vor­
rangstellung eingeräumt.

Das Ziel der iranischen Regierung bei der Ausarbei­
tung des neuen Planes ist eine Steigerung des Volks­
einkommens um 8 “/o jährlich.®) Es kann jedoch ver­
m utet werden, daß eine Steigerung von hödistens 6 "/o 
möglich sein wird. Bei einer W achstumsrate von 8 Vo 
w ürde das Einkommen, das 2,65 Mrd. $ (1960) beträgt, 
am Ende der Planperiode auf etwa 4,15 Mrd. an- 
wachsen, bei einer W achstumsrate von 6 %  auf etwa 
3,75 Mrd. $. Nimmt man für diese Periode einen kon­
stanten Kapitalkoeffizienten von 3 :1 an, dann müß­
ten die Investitionen bei einer angenommenen Wachs- 
tum srate von 8®/o 24 V» des Volkseinkommens und bei 
einer W adistum srate von 6 V o  18“/» des Volkseinkom­
mens betragen. Diese Investitionsraten sind allerdings 
aus einheimischen M itteln nicht bereitzustellen. Das 
Wachstumsziel von jährlich 8 Vo  dürfte trotz ausländi­
scher Beteiligung daher sehr fraglich sein. Aber auch 
die Realisierung eines Wachstums von 6 Vo  muß In­
folge der gegenwärtigen Restriktions- und Stabilisie­
rungspolitik des Staates®) als zweifelhaft erscheinen,

7) V gl. h ierzu A . G. G h a u s s y :  ,D ie  Rolle des Energiesektors 
in  der Entwidclun^spolitik*, O p k d e n  1961.
*) V gl. .D ie  O pfer des S tabilisiem ngsplanes* (persisdi), In; 
T eheran Economist, Jg . 8, N r. 389, 1960, S. 3.
•) V gl. Teheran  Economist, Jg . 9, N r. 393, S. 5.
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denn die drastische Kürzung d er Ausgaben und die 
Ersdiwerung der privaten Investitionen lassen darauf 
schließen, daß es nicht leicht sein  wird, die Investi- 
tionsraten von 15— 18"/» des Volkseinfcommens der 
vergangenen Jahre beizubehalten.

Aber selbst wenn diese nominellen W adistiim sraten 
erzielt werden, wird d iese Steigerung fruchtlos bleiben, 
wenn die Preissteigerung von 10—12 “/o im Jahr, wie 
es in den letzten Jahren  der Fall war, auch w eiter 
anhält. Aus diesem Grunde hat sich auch die neue 
persische Regierung das Ziel gesetzt, mit allen  mög­
lichen M itteln die Preissteigerungen zu dämpfen.

N om ineller C harakter d e r  Ö leinnahm en  
u n d  A usländsan leihen

Ein w eiterer w iditiger Faktor der inflationistischen 
Preissteigerungen des Iran ist die Zunahme und 
vor allem die A rt der V e r w e n d u n g  d e r  Ö l ­
e i n n a h m e n .  „Es liegt in der N atur der Ölein­
nahmen, daß sie  nicht mit einem sich erhöhenden 
W arenangebot verbunden sind. Das ö l  wird im 
wesentlichen exportiert, und die Einnahmen haben 
mehr den Charakter von Renten." ‘“j Auch die relativ 
höheren Löhne in der Erdölindustrie bewirken bei der 
relativ geringen Sparneigung lediglich einen starken 
nominellen Einkommenseffekt, dem keine en tspre­
chende Ausdehnung der Inlandsproduktion gegenüber­
steht. Zwar könnte durch Importe ausländischer Güter 
die steigende Nadifrage teilw eise befriedigt werden. 
Im portiert w erden jedoch hauptsächlich solche Kon­
sumgüter, die den Bedürfnissen einer bestimmten 
Schicht entsprechen und nur selten einen allgemeinen 
Preissenkungseffekt haben.

Dlförderung und Dleinnahmen

Jah r Förderung 
(in M ill. t)

Erdöleinnahm en 
(in M ill. £)

1956
1957
1958
1959
1960

24.3
35.3
40.4 
45,3 
52,0

54,8 
76,0 
97,2 2) 
93,7 

110,0

1) O hne dias Feld Nafti Sdiah m it e iner doirdisdinittlidien M onats- 
förderung von 20 000 t. ^  E insdiließlidi e iner Paditpräm ie der 
Pan A m erican (S tandard of Indiana) von -25 M ill. S.
Q u e l l e  : Petroleum  Press Service, Jan u ar 1961.

Im Iran ist bisher zwar der Hauptteil der Einnahmen 
zur Finanzierung des Siebenjahresplanes verw endet 
w orden“ ), wodurch die Entwicklung der Basissektoren, 
der Ausbau der Infrastruktur und das Wachstum eini­
ger Konsumgüterindustrien (vor allem Zucker- und 
Textilindustrie) und der Landwirtschaft ermöglicht 
wurde. Ein wesentlicher Prozentsatz dieser Einnahmen 
w urde aber für die Deckung des Budgetdefizits ‘ )̂ (vor-

A. M i c h a e l i s :  „W irtsdiaftliche Entw iddungsproblem e des 
M ittleren  O stens“, K ieler S tudien, Kiel 1960, Bd. 52, S. 161.
•*) N adi den Bestimmungen vom  März 1956 sollten 80 "/o der ö l-  
einiiahm en für die A usgaben d e r P lanungsausgaben und 20 Vo dem 
Finanzminisiterium und. der NIOC zur V erfügung geste llt w eiden. 
Das steigende Hiaushaltsdefizit und die geringe M öglidikeit, die 
Staat&ausigaben aus anderen  Q uellen zu dedcen, ve ran laß ten  d ie 
Regierung, die erw ähnte Bestimmung m ehrm als zu ändern , so daß 
ab M ärz 1958 nunm ehr 60 Vo der ö le innahm en  d e r P lanungsorgani­
sation, 25 Vo dem Finanzm inisterium  und 15 Vo der NIOC (N ational 
Iran ian  Oil Company) zufließen (vgl. „W eitere Fortschritte in 
P ersien“, in : Petroleum  Press Service, M ai 195B, S. 171)..
**) V on d en  gesam ten D leinnahm en w urden im Jah re  1958 etwa 
37 Vo, 1959 ca. 41,4 Vo und  1960 37 Vo für d ie  Dedcung d e s  Haus- 
haltsdiefizits verw endet. . . .

nehmlich fü r die Verteidigung, Erziehung und Besol­
dung der Staatsbeamten) verwendet, was im wesent­
lichen einen nur preissteigem den Effekt hatte.

Trotz der reichen Ölquellen und der zunehmenden 
öleinnahm en w ar der Iran nicht in der Lage, seine 
wirtschaftliche Entwicklung aus eigener Kraft inten­
siver voranzutreiben. Die steigenden Ausgaben der 
Planungsorganisation und das Budgetdefizit des Staa­
tes mußten zum Teil durch A n l e i h e n  i m  A u s ­
l a n d  gedeckt werden. Diese Anleihen, insbesondere 
die an das Finanzministerium und an das Verteidi­
gungsministerium, dienten indes lediglich zur Deckung 
notwendig erscheinender Ausgaben, die keineswegs 
zu verm ehrter Güterproduktion im Inland führten. ‘ )̂

Die offiziellen iranischen Ausländsanleihen
(Stand: O ktober 1960)

K reditgeber ' M ill. US-8

Export-Im port-Bank 90,84
M.S.P. 23,00
W eltbank 147,00
W eltwährungsfon<ls 50,95
In ternational D evelopm ent Fund 72,50
A nglo-Iranian C om pensation 70,00
G roßbritannien 102,60
F rankreid i 27,14
B undesrepublik D eutsdiland 63,90
Insgesam t 647,93

Q u e l l e ;  Iran  Press, Teheran, v. 10. 10. 1960.

Die ausländischen Anleihen, die von Teheran offiziell 
bekanntgegeben worden sind, beliefen sich Ende 1960 
auf insgesamt 647,93 Mill. Außer diesen Anleihen 
haben aber die USA im Rahmen der militärischen 
Hilfe des US-Verteidigungsministeriums der irani­
schen Regierung bis Ende 1960 etwa 434 Mill. |  ge­
währt. Die wirtschaftlichen und technischen Hilfe­
leistungen im Rahmen des ICA-Programms, die größ­
tenteils Schenkungscäiarakter haben, überschreiten 
300 Mill. | .  Insgesamt haben die USA dem Iran An­
leihen und Schenkungen in Höhe von über 1 Mrd. $ 
gewährt. Hinzu kommen noch die Entwicklungs­
hilfen der Bundesrepublik“ ), Englands, Frankreichs 
und die Beteiligungen Japans, die allerdings nur einen 
Bruchteil der amerikanischen Hilfen und Anleihen aus­
machen. 1“)

Es kann also festgestellt werden, daß die zunehmende 
Defizitpolitik des Staates, eine relativ unwirtschaft­
liche Verwendung der steigenden öleinnahm en sowie 
die wachsenden — zumeist für Verteidigungszwecke

IS) Es sei zu bead iten , daß im Iran  der V erbraud i der A rm ee und 
S taatsbeam ten etw a 70 Vo des V olkseinkom m ens ausm adit.
*̂ ) Vgl. „A m erikanisdie Hilfe an Iran “, in; E ttelaat, v. 22.' Nov. 
I960 (persisdi).
*5) Im Somm er des Jah res  1951 versp rad i d ie B undesrepublik  dem 
Iran  Entwicklungshilfe in Höhe von 200 M ill. DM.
lö) Es sei- bem erkt, daß n id it a lle  A nleihen des A uslandes als 
U rsadie der inflationistisd ien  P reissteigerungen Irans anzusehen 
sind. Die vom Planungsm inisterium  aufgenom m enen A nleihen sind 
z. B. durd iaus als produktionssteigernid anzusehen, obwohl die 
Produktionssteigerung m it einem  w esen tlid ien  zeitlid ien  In te rva ll 
verbunden  w ar. K ritisd ier sind allerdings die A nleihen vom 
Finanz- und V erleidigungsm inisterium  zu beurte ilen , da sie d ie  
laufeniden A usgaben dies S taa tes e rhöhten , w om it vornehm lid i 
Rüstungskäufe ge tä tig t w urden. Von d e r in der Tabelle ange­
gebenen Summe w urden bis O ktober 1960 e tw a 231,83 Mill. $ für 
d ie  Rüstung und Defizitdedcung verw endet (vgl. Iran  Press, 
Teheran, v. 10. 10. 1960.
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und zur Deckung des Haushalts verwendeten — Kre­
dite des Auslandes als prim äre Faktoren für die infla- 
tionistisdien Preissteigerungen im Iran verantwortlich 
sind. Die Entwicklungsplanung hat die Preissteige­
rungstendenz verstärkt, obwohl hierbei teilweise 
durchaus ökonomisch zu rechtfertigende Investitionen 
im V ordergrund standen. Dadurch wurde zwar das 
Geldeinkommen erhöht. Infolge der geringen Elastizi­
tät des Angebots und der ausbleibenden Sekundär­
prozesse jedoch blieb die Ingangsetzung einer kumu­
lativen Produktionssteigerung aus, so daß im End­
effekt zu viel Geld der zu geringen W arenproduktion 
gegenüberstand. Als die Preissteigerung verstärkende 
Faktoren kam en hinzu: eine zunehmende Spekulation 
der Händler, eine unzureichende Besteuerung des 
W ertzuwachses des im wesentlichen unproduktiven 
Großgrundbesitzes sowie die Höhe der Zoll- und Han­
delsabgaben auf im portierte Güter. W ährend hohe 
Zölle nornlalerweise die Nachfrage vermindern, war 
dies im Iran nicht der Fall: Infolge der starren Nach­
frageelastizität erhöhten sich durch die Zollpolitik 
lediglich die Preise.

D ie volksujirUchaftlichen Folgen 
d er  inflationintitchen Preissteigerungen

Betrachten w ir nun die volkswirtschaftlichen Auswir­
kungen der Preissteigerungen im Iran, so kann fol­
gendes festgestellt werden:
Die Annahme, daß durch eine Preissteigerung in 
einem Entwicklungsland wie Iran eine überpropor- 
tionale Steigerung der Produktion und Beschäftigung 
erreicht wird, ist meist irreführend, da hier die Preis­
steigerungen in d er Regel keine entsprechende Kom­
plem entäreffekte auf dem Investitionssektor' induzie­
ren  können. Aus diesem Grunde sind die Möglich­
keiten  einer realen Einkommenserhöhung durch eine 
Initialzündung wie die Geldvermehrung sehr gering, 
da  h ier die Produktionsfaktoren nicht schnell genug 
mobilisiert werden können. Die therapeutische Maß­
nahm e der externen Injektion, d.h . die Kreditschöp­
fung, kann die Lage selten positiv ändern. Bei der im 
Iran  üblichen Verhaltensweise der Masse der Bevöl­
kerung, deren  Einkommen meist nur das Existenz­
minimum deckt, verstärkt eine Ausweitung der V er­
brauchsausgaben — unter Berücksichtigung der be­
grenzten Möglichkeit, diese Neunachfrage zu befriedi­
gen — lediglich d ie Preissteigerung, worauf in der 
nächsten Periode der Zuwachs an Kaufkraft w ieder 
völlig verschwindet. Dieser Prozeß setzt sich auch bei 
N euinvestitionen fort, so daß im Endeffekt keine ent­
sprechende Ausdehnung der Güterproduktion mög­
lich wird.

Im Iran  wurde bis M itte des vorigen Jahres mit allen 
M itteln versucht, durch Steigerung der Staatsausgaben, 
durch eine forcierte Entwicklungsplanimg und durch 
die A nregung der privaten Investitionstätigkeit im 
industriellen Sektor, das Wirtschaftswachstum zu för­
dern. W ie wir gesehen haben, hatte das zu Preissteige­
rungen von durchschnittlich 12 "/# im Jahr geführt. Nun 
hat sich die Regierung für die entgegengesetzte Poli­
tik, eine Stabilisierungspolitik, entschieden: Die Preis­

steigerungen sollen vermieden werden, auch wenn 
dadurch das zunächst geplante „schnelle" W achstum- 
der Gesamtwirtschaft geopfert werden m ußte .' ’) Es 
kann bisher aber nicht davon gesprochen werden, daß 
die iranische Stabilisienm gspolitik wesentlich zur 
Dämpfung der Preissteigerung beigetragen hat. Auch im 
letzten Jah r ist das Preisniveau gestiegen! hauptsäch­
lich haben die erwähnten Stabilisierungsbestrebungen 
die Spekulationskäufe verstärkt; bei geringerer Stei­
gerung der inländischen Produktion und Erschwerun­
gen der Einfuhr kam es zur W arenverknappung. 
Außerdem w urden bestimmte • Branchen, die von der 
Restriktionspolitik stärker betroffen worden sind, in 
besonderem Maße geschädigt.

A usw irkungen  a u f A u ßen h an del u nd Z ahlungsbilanz

Eine Folge der starken inflationistischen Preissteige­
rungen im Iran ist auch die Verschlechterung der 
Zahlungsbilanz. Es ist einleuchtend, daß bei einer 
starken V erteuerung der W aren im Inland die aus­
ländischen Angebote attrak tiver erscheinen, zumal im 
Falle Irans die Q ualität der im Ausland hergestellten 
Güter in vielen Fällen die der iranischen übertrifft. 
Die starken Preissteigerungen haben die W ettbewerbs­
fähigkeit der inländischen A nbieter sowohl auf dem 
Auslandsmarkt wie auch auf dem  Inlandsm arkt beein­
trächtigt, obwohl die Löhne im Iran im Vergleich zu 
den ausländischen Konkurrenten minimal sind. Als 
wichtigster Faktor, der die V erteuerung der Produkte 
im Iran bewirkt, muß die geringe Produktivität ange­
sehen werden. Nicht geringe Bedeutung muß aber 
auch dem hohen Kapitalzins beigemessen werden. Die­
ser letztere spielt eine besondere Rolle: Er ist sowohl 
verursachter als auch verursachender Faktor der Infla­
tion. Die inländischen privaten Kapitalgeber müssen, 
um überhaupt eine Rendite zu erzielen, Zinsforderun- 
gen in Höhe von etwa 20—25 Va verlangen, da — wie 
wir gesehen haben — Preissteigerungen von über 15 “/o 
zu kompensieren sind. Es ist daher nicht verw under­
lich, daß die privaten Importeure trotz Zoll- und Ge- 
winnabgabeii einige Produkte billiger auf dem M arkte 
anbieten können als die iranischen Produzenten.

Entwidclung des iranisdien Außenhandels
(in M ill. Rials)

Jah r A usfuhr Einfuhr 2) Saldo

1949/50 - 1 785 , 9 320 — 7 535
1950/51 3 563 7 109 — 3 446 .
1951/52 4 391 7 405 — 3 014 '
1952/53 5 832 5 206 4- 626
1953/54 . 8 426 5 578 +  2 768
1954/55 10 288 '8  034 +  2 254
1955/56 8 034 11 154 — 3 120
1956/57 7 931 29 204 — 21 273
1957/58 8 353 32 609 — 24 256
1958/59 7 941 46 351 — 38 410
1959/60 7 723 36 877 3) • — 29 154 8)

1) Ohne A usfuhr von  ö l  und ölprodiakten . 2) E insdiließlidi zoll-
, fre ie r E infuhren. *) Aussdiließlich zollfreier E infuhren.

Betrachtet man die Zahlungsbilanz des Landes, s o  

stellt man fest, daß sie bis auf die Jahre  1952/53 bis 
1954/55 passiv war. Die anomale Situation eines akti-

*’) Vgl. N. M o t a m e d i ;  ,D er w irtsd ia ftlid ie  Stabilisiernngs- 
p lan “ (persisch), in: T eheran Economist, vom  11. M ärz 1961, S. 7. 
Infolge des politischen Drudces sah sich aber M inisterpräsident 
Am ini gezwungen, entgegen d iesem  Plan nod i einm al ein Defizit 
im H aushaltsvoransdilag  hinzunehm en.
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ven Saldos in den  Jahren  1952/53 bis 1954/55 ist allein 
mit der politisdien Krise im Iran, die in Zusammen­
hang mit der Verstaatlichung der ErdÖlwirtsdiaft stand, 
zu erklären. Ab 1955/56 jedodi, nadidem  sid i im Iran 
einerseits die Verhältnisse stabilisiert hatten, anderer­
seits aber der zweite Siebenjahresplan in Angriff ge­
nommen werden sollte, stiegen die Einfuhren um ein 
M ehrfadies der Ausfuhren, so daß bis zum Beginn der 
Stabilisierungspolitik Ende 1960 die Devisenreserven 
des Landes fast völlig ausgesdiöpft wurden. Für die 
Zukunft kann trotz neuer Einfuhrregelungen ange- 
sidits des bevorstehenden neuen Entwidilungsplanes 
(Fünfjahresplan) keine besondere Entlastung der Zah­
lungsbilanz erw artet werden. ®̂)

Die Gefahr einer defizitären Außenhandelsbilanz liegt 
für den Iran vor allem in einer V erstärkung der sdion 
dironisdien Unterbesdiäftigung. Da das Erreidien des 
Zahlungsbilanzgleidigewidites aber für die nädiste 
Zeit unw ahrsdieinlidi ist, wird die Unterbesdiäftigung 
im Iran andauern. M öglidierweise wird sie durdi die 
Aussdiöpfung der Devisenreserven und den damit 
verbundenen Rüdtgang der Investitionsgüterbesdiaf- 
fung, die zur Ankurbelung der Besdiäftigung hätte 
dienen können, nodi verstärk t werden.

A usw irkungen a u f den  K a p ita lm a rk t

Die inflationistische Preissteigerung kann die i n l ä n ­
d i s c h e  K a p i t a l b i l d u n g  beeinträditigen, und 
zwar insofern, als dadurdi der Anreiz zum Sparen 
verm indert wird. Die Spareinlagen werden zurüdc- 
gehen, da der Sparzins d ie  Geldentwertung n id it aus- 
gleidien kann; der Ausweg ist, daß nun eine Speku­
lation in w ertbeständigeren Gegenständen und Grund- 
stüdcen, d .h . „eine Fludit in die Sachwerte", verstärkt 
einsetzt, weil man hier einmal eine W erterhöhung der 
Sadigegenstände und zum anderen eine sidiere Ren­
dite erw artet. Tatsädilidi hat im Iran die Bodenspeku­
lation ein ungewöhnlidies Ausmaß erreidit. Die 
meisten Kaufleute und Kapitalbesitzer haben ihre 
Kapitalien aus den Betrieben herausgezogen, um sie 
spekulativ zu verwenden. Die Preise für das bradi- 
liegende Land wurden deshalb in einem ungewöhn­
lichen Maße erhöht.*®) Dies konnte lediglidi die Besitz- 
m adit der O bersdiidit verstärken. Damit hatten die 
Preissteigerungen eine Umlenkung der potentiellen 
Spargelder auf unproduktive Gebiete bewirkt, die 
n id it nur die notwendige (produktive) Investitions­
tätigkeit beeinträditigt, sondern die Preisanstiegsten­
denz nur nodi w eiter verstärkt hat.

Die inflationistisdie Preissteigerung im Iran hat in 
besonderem Maße s o z i a l e  H ä r t e n  zur Folge, 
und zwar deswegen, weil die Entwidclung der kon­
traktbestim m ten Einkommen hinter der Entwidclung 
der Preise herhinkt. W enn man den Tatbestand be-

*S) Die neuen EinfuhrbesHmm'ungen, die iin Februar 1961 zum 
A bbau des negativen  Zahlungsbilanxsaldos von der Z entralbank 
verabsdiie-det w orden sind, gehen im Prinzip zw ar von einer 
libera len  Freihandelspolitik  aus, erschw eren aber diie Zahlungs- 
m öglld ikeiten  für Einfuhren nad i dringlidien, ha lbdringlid ien  und 
nid itdxinglidien G ütern  (vgl. T eheran  Economist, vom  11. März 
1961, S, 14).
!•) V gl. Teheran  Economist, vom  3. Dez. 1960, S. 27 f. '

rüdisiditigt, daß die meisten iranisdien Lohnempfänger 
Beamte sind oder eine sonstige feste Besoldung haben, 
daß diese Gruppen ferner durch die starke Konkur­
renz der A rbeitskräfte nidit in der Lage sind, ihr Ein­
kommen durdi lohnpolitisdie Kampfmittel zu erhöhen, 
dann werden die sozialen Auswirkungen dieser Ent­
w iddung sehr deutlidi erkennbar.

Ein w eiterer Faktor, der die w irtsdiaftlidie Entwidc­
lung des kapitalarm en Iran beeinträditigt, ist die ste i­
gende K a p i t a l f l u c h t  ins Ausland. Die Anlage 
des Vermögens in Devisen (außerhalb des Landes) 
bietet dem iranischen Kapitalbesitzer zwei Vorteile: 
Erstens die Umgehung der jährlichen Geldentwertung 
von 12 bis 15 Vo — sofern man nicht in der Lage ist, 
h ierfür im Basar 20 bis 25 Vo Zinsen und m ehr zu er­
halten. Zweitens die Erhöhung des Geldwertes auf 
indirektem  W ege, nämlich durdi die Kurssteigerung 
der ausländischen W ährungen auf dem freien Markte. 
Die Knappheit der Devisen und V aluten auf der einen 
und die steigende Nachfrage nad i Devisen auf der 
anderen Seite verführen die Kapitalbesitzer immer 
wieder zu Devisenspekulationen, so daß Devisenan­
lage zu einem nahezu idealen Geschäft geworden ist, 
das den Anlegern die Vorteile der sdinelleren Liqui­
dität und der Sicherheit bietet.

M aßnahm en u nd P roblem e d er  In fla tionsbekäm pfung

Sicherlich kann man auch im Iran die inflationistischen 
Preissteigerungen bekämpfen oder zumindest verhin­
dern, daß die inflationistische Preisbewegung nicht zur 
galoppierenden Inflation ausartet. Man muß sich aber 
darüber k lar sein, daß die Inflationsbekämpfung audi 
den Wachstumsprozeß behindern kann.

. . . durch N oten ban kpölitik

Die Wirksamkieit der klassischen Maßnahmen der No­
tenbank ist in einem Entwicklungsland wie dem Iran 
sehr begrenzt, weil zweifelhaft ist, ob sich die Geld­
menge auf diesem herkömmlichen W ege in dem er­
wünschten Maße regulieren läßt. Die steigenden Kre­
ditwünsche bestimm ter Wirtschaftszweige, die selbst 
durch steigende Diskontsätze nicht verm indert werden, 
lassen vermuten, daß die Elastizität der Nachfrage 
nach Krediten relativ starr ist, so daß eine Heraufset­
zung der Diskontsätze nur zu einer V erteuerung des 
allgem einen Zinsniveaus und des Geldwertes der pro­
duzierten Güter führt. Eine Preiserhöhung kann, wie 
die Erfahrung im Iran zeigt, fast stets auf die Ver­
braucher abgewälzt werden. Eine nennensw erte Her­
aufsetzung des Zinssatzes, die in der Lage wäre, die 
Geldmenge einzuschränken, w ürde aber unvermeidlich 
das Produktionsgefüge des modernen Sektors der 
Wirtschaft, der hauptsächlich auf die Fremdfinanzie­
rung angewiesen ist und dessen Kreditbedarf alle 
anderen W irtschaftsbereiche weit übertrifft, zerstören.

Das Grunddilemma, in dem sich die Entwidclungslän­
der, insbesondere aber der Iran, befinden, ist auf der 
einen Seite die Forderung nach niedrigem Zinsfuß, 
damit Investitionen angeregt werden, auf der anderen 
Seite aber die Notwendigkeit eines höheren Zins­
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fußes, dam it — w enn überhaupt wirksam — die in* 
flationistisdien Preissteigerungen bekämpft werden 
können. Man kann schwerlich die eine oder die andere 
M aßnahme befürworten. Denn weder eine generelle 
Zinsfußsenkung noch -erhöhung w ird das Dilemma 
beseitigen können. Man muß daher eine Zinissatzdiffe- 
renzierung vornehmen, die bestimmte wachstumsför­
dernde Sektoren zu verstärkter Investition anregt, 
andere nicht-produktive Sektoren aber bremst. Die 
Forderung nach einer staatlichen Zinssaizdifferenzie- 
rung erscheint daher nicht unangebracht.

Von einer W irksam keit der Mindestreserven- und 
Offenm arktpolitik im Iran  kann nicht gesprochen wer­
den. Zunächst existiert ein Geschäftsverkehr zwischen 
Banken und Publikum nur in geringem Maße, sodann 
gibt es auch kein geregeltes Wertpapiergeschäft über 
die Börse oder über sonstige organisierte W ertpapier­
m ärkte. Die üblichen W ertpapiertransaktionen im 
Basar können aber nicht erfaßt werden.

Es bleiben also lediglich die M ittel der administrati­
ven K reditpolitik übrig, mit denen man die inflationi­
stische Preisbewegung im Iran relativ wirksam be­
kämpfen könnte. Es muß allerdings betont werden, 
daß e ine  allgemeine kontraktive Kreditpolitik nicht 
wünschenswert wäre, weil — wie erwälint — dadurch 
die wachstumsfördernden Sektoren betroffen w ürden 
und folglich die Produktion eingeschränkt werden 
müßte. Es hat sich im Iran gezeigt, daß infolge der 
restrik tiven Kreditpolitik im Jahre  1960 nicht nur ein 
Chaos auf dem Geldm arkt verursacht wurde, sondern 
daß ferner bestimmte industrielle Projekte — die 
hauptsächlich durch K redite finanziert wurden und sich 
vor der Fertigstellung befanden — nunmehr vorüber­
gehend gestoppt oder ganz aufgegeben werden muß­
ten. Eine solche Politik richtet sich stets gegen eine 
Entwicklungspolitik, in der die Steigerung der Ge­
sam tproduktion das prim äre Ziel ist. Für den Iran, 
w ie auch für sämtliche Entwicklungsländer, ist daher 
die am besten geeignete Maßnahme der Notenbank­
politik  eine bewußte s e l e k t i v e  Kreditpolitik, eine 
Kreditpolitik, die das Wachstum gewisser produktiver, 
für die wirtschaftliche Entwicklung bedeutender Sek­
toren  nicht einschränkt, jedoch bestimmten Sektoren, 
z. B. , dem Importhandel, der Luxusgüter einführt, 
Fesseln anlegt. Es w äre für die Gesamtwirtschaft eines 
Entwicklungslandes eine unverantwortlidie Politik, 
w enn man mit irgendwelchen Maßnahmen die für 
Produktion und Ausfuhr wichtigen Bereidie träfe.

. . . durch Außenhandelspolitik

W ir haben gesehen, daß die Außenhandelssituation 
des Iran  die inflationistische Preissteigerung mit ent­
scheidend beeinflußt. Neben den indirekten Maßnah­
men der Notenbankpolitik können somit auch Mittel 
der A ußenhandelspolitik eingesetzt werden. Hier sol­
len drei dieser M ittel diskutiert werden; die flexible 
Gestaltung der W echselkurse, die Wechsielkursfixie- 
rung und die Wechselkursdifferenzierung.

Die Einführung und Anwen!dung flexibler W echsel­
kurse im Iran kaim nicht befürwortet werdeii. Sie stört 
einmal die Entwicklung der Binneriwirtschaft direkt, 
zum anderen aber führt sie bei inflationistischen Preis­
steigerungen dazu,- daß erstens ein erheblicher Teil 
des Kapitals aus dem Inland nach dem Ausland fließt 
und daß zweitens die Preissteigerung im Inland als 
weitere Folge verstärkt wird. W enn eine Volkswirt­
schaft sich in einem dauernden Preissteigerungsprozeß 
befindet und dadurch das Gleichgewicht der Zahlimgs- 
bilanz fortwährend gestört wird, macht der Grund­
satz der Flexibilität der W echselkurse eine dauernde 
Änderung der W echselkurse notwendig. Neben der 
dauernden Kapitalflucht w äre als weitere Folge die 
dann fortwährend geringer werdende Investitions 
neigung des Inlandes und des Auslandes zu befürchten, 
die, wenn sie ein starkes Ausmaß annimmt, den w eite­
ren Entwicklungsprozeß noch stärker lähmen würde. 
Diese Gefahr w ürde nicht auftreten, wenn man die 
W echselkurse festsetzt.

Aber auch feste W echselkurse sind mit Problemen 
verbunden. Sie führen bei starken Preissteigerungen 
im Inland zu einer V erzerrung des internationalen 
Wechselkursgefüges. Die Außenhandelssituation im 
Iran verlangt aber, zu solchen M itteln zu greifen, die 
eine weitere Steigerung des Imports verhindern. Man 
soll daher eine M ittellinie zwischen flexiblen und 
fixierten W echselkursen finden, durch welche die Ge­
fahren einer W echselkursfixierung eliminiert werden. 
Vielfach wird als solches M ittel eine Differenzierung 
der W echselkurse vorgeschlagen.

Bei der Differenzierung der W echselkurse handelt es 
sich um eine Kombination der fixierten Einheitskurse 
mit den flexiblen Freikursen. Die fixierten Einheits­
kurse werden für die Einfuhren lebenswichtiger Güter, 
d. h. solcher Güter, bei denen die Nachfrage des In­
landes in bezug auf den Preis starr ist, angewandt; 
dadurch soll verm ieden werden, daß der Import einge­
schränkt wird, ohne daß eine nennensw erte Preis­
steigerung verursacht wird. Die flexiblen Wechsel­
kurse dagegen werden für eine Reihe von nicht-lebens­
wichtigen Gütern angewandt. Das V erhältnis und das 
Ausmaß der beiden Kurse wird von der wirtschafts- 
politischen Zielsetzung bestimmt. Auf jeden Fall kann 
durch eine solche Differenzierung eine unterschiedliche 
Gestaltung von wachstumsfördernden' und wachstums­
indifferenten Sektoren erreicht werden. Als Nebenwir­
kung, die allerdings für die, V erhinderung des inflatio­
nistischen Preisprozesses von Bedeutung ist, sei die 
unm ittelbare Beeinflussung von Produktion und V er­
brauch erwähnt.

Es kann nicht davon die Rede sein, daß eine Wechsel- 
kursdifferenzienm g das Allheilmittel ist; über das 
Außenhandelsgleichgewicht kann keineswegs das 
Gleichgewicht der Binnenwirtschaft herbeigeführt wer­
den. W ie das Beispiel der meisten Entwicklungsländer 
zeigt, ist ihre richtige Durchführbarkeit ein schwieri­
ges Problem; vor allem wurde die W ahl verschiedener 
Kurse meistens ohne gründliche Überlegung und z. T. 
sehr willkürlich durchgeführt. Ein w eiterer Nachteil 
der W echselkursdifferenzierung sind ferner die allzu
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häufigen Kursänderimgeni die Kurse werden in der 
Regel bei jedem  Regierimgswechsel neu festgelegt. 
Darüber hinaus verursacht die Einführung der diffe­
renzierten W echselkurse Diskriminierungen und Här­
ten, sowohl auf der Einfuhr- als audi auf der Ausfuhr­
seite. Trotz dieser Mängel bleibt sie vorerst für den 
Iran, wie auch für viele andere Entwicklungsländer, 
ein Mittel, die Last der Zahlungsbilanzdefizite zu ver­
mindern und die Gefahren der inflationistisciien Ten­
denzen, die von dieser Seite herrühren, zu beseitigen. 
Sie kann für den Iran befürwortet werden, und zwar 
selbst dann, weim dieses System allmählicJi auf eine 
strenge Devisenbewirtschaftung hinauslaufen würde. 
Diese Möglichkeit ist für den Iran nicht ausgeschlossen, 
da die schon knappen M ittel (Devisen), selbst bei 
niedrigem Einheitskurs, nicht ausreidien, um die Nach­
frage zu decken.

. . . durch F iskalpolitik

Im Gegensatz zur klassischen Notenbankpolitik hat 
die Fiskalpolitik für die Beeinflussung des Preis­
niveaus und für die Verhinderung einer inflationisti­
schen Tendenz eine größere Bedeutung. Glaubt man 
aber, daß die Erhöhung von Steuern, Verringerung der 
öffentlichen Ausgaben, direkte Einschränkung der 
Kredite, die Lohnfestsetzung und direkte Maßnahmen 
der Preiskontrolle unproblematisch und einfach auf die 

■ Entwicklungsländer, insbesondere auf den Iran, an ­
wendbar sind, befindet man sich im Irrtum. Eine gene­
relle Steuererhöhung würde sehr wahrscheinlich den 
Verbrauch der Bevölkerung einschränken und damit 
möglicherweise preisdämpfend wirken. Aber wird, so 
muß m an fragen, diese generelle Steuererhöhung in 
einem Land, in dem über 80 Va der Bevölkerung am 
Rande des Existenzminimums leben, nicht doch nur 
äußerst geringe Auswirkungen auf die Einnahmen des 
Staates haben und außerdem den W iderstand der Be­
völkerung gegen die Regienmg verstärken? Ist es 
überhaupt wirtschaftlich und sozial gerechtfertigt, den 
Verbrauch einer Bevölkerung zu vermindern, die in­
folge eines sehr geringen Einkommens nicht einmal 
ihre physischen Bedürfnisse decken kann? Ist es ferner 
gerechtfertigt, bei jährlich 15 Voiger Steigerung des 
Preisniveaus die Löhne, die ohnehin minimal sind und 
in der Höhe der Preissteigerung jährlich verm indert

werden, starr festzusetzen? Eine- generelle Durchfüh­
rung dieser Maßnahmen Wäre weder sozial noch w irt­
schaftlich zu empfehlen.

Man kann aber den W eg einer progressiven Besteue­
rung, nach der die höheren Einkommensgruppen 
wesentlich stärker belastet werden als bisher, beschrei­
ten. Für diese Maßnahme spricht besonders, als damit 
das immer stärker werdende Auseinanderklaffen der 
Einkommen verschiedener Schichten reduziert oder 
beseitigt werden kann. Von besonderer W ichtigkeit 
ist dieses M ittel insofern, als im Iran  eine geringe 
M inderheit nicht nur über den höchsten Anteil des 
Gesamteinkommens verfügt, sondern ebenfalls zuneh­
mend die Produktionsmittel, den Grund und Boden 
und die neuentstehende Privatindustrie in die Hand 
bekommt. Da aber diese Gruppe eine sehr starke 
Macht sowohl in der Regierung als auch im Parlam ent 
besitzt, ist oft jede wirtschaftspolitische Entscheidung, 
die ihren Interessen entgegenwirkt, von vornherein 
zum Scheitern verurteilt. Statt eine wirksame Boden­
reform oder mindestens eine stärkere steuerliche Be­
lastung der Großgrundbesitzer einzuführen, versucht 
die Regierung lediglich, die Staatsausgaben zu erhö­
hen, die aber in erster Linie zur V erstärkung der 
Verteidigungsmacht dienen.

Das V erhalten des Staates und der Bevölkerung sind 
bedeutsam e Determinanten für die Beschleunigung 
oder Verlangsamung der Preisentwicklung. Von staat­
licher Seite wird aber bei jedem — in  letzter Zeit 
häufig gewordenen — Regierungswechsel experimen­
tiert. Einer Politik der Expansion folgt kurz darauf 
eine radikale Kontraktionspolitik, worauf nach kurzer 
Zeit w ieder zum ersten Extrem zurückgekehrt wird. 
Die gesamte W irtschaft des Iran ist durch eine solche 
labile, ja  „launische" W irtschaftspolitik in ernste Ge­
fahr geraten. Das Ergebnis einer solch unbeständigen 
W irtschaftspolitik ist eine Verschwendung der. knap­
pen Mittel. Insbesondere werden hierdurch soziale 
Ungerechtigkeiten geschaffen, die aber in zunehmen­
dem Maße zu einem Unruheherd werden, der manche 
Explosionsgefahren birgt. Man kann für die wirtschaft­
liche Entwicklung des Iran nichts sehnlicher wünschen 
als eine den wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnissen 
des Landes angepaßte stabile W irtschaftspolitik.

Probleme der Immigranten-Eingliederung in Israel
Dr. L.^Berger,

Wenn man das Auf und Ab der Einwanderung in 
Israel betrachtet, kann man heute feststellen, daß 

es Zeiten gab, da die Schwierigkeiten, die die Absor­
bierung der Einwanderer bereitete, die W irtschaft des 
Landes entscheidend bestimmten. Und es gab Zei­
ten, da die herrschende wirtschaftliche Konstellation 
für Ausmaß und A rt der Absorbierung der Einwande­
rer entscheidend war. Im ersten Falle erhöhte die 
Immigration die Abhängigkeit Israels von der Aus­
landshilfe, während im zweiten Falle Israels wirt-

Tel Aviv

schaftliche Organisation den Grad der Abhängigkeit 
der Einwanderer von den öffentlichen Institutionen 
diktierte.

W irtschaftliche A bh än gigkeit und  
E invoandfrungsquote

ü b er eine Million Menschen, die bar aller materiellen 
Mittel waren, kamen im ersten Jahrzehnt seines Be­
stehens nach Israel. Ihre Absorbierung w ar passiv, 
d. h. sie beschränkte sich hauptsächlich darauf, sie zu
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